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wahrsam übertragene Zahlungsmittel und Sachwerte) und 
sind ihm diese abhanden gekommen, kann die LPG Scha­
denersatz bis zur Höhe des Dreifachen der Monatsvergü­
tung verlangen (§ 39 Abs. 3 Satz 2 LPG-G).

— Wurde der Schaden durch eine unter Alkoholgenuß be­
gangene Arbeitspflichtverletzung herbeigeführt, dann ist 
der Schädiger, wenn er dafür strafrechtlich zur Verant­
wortung gezogen wurde, in Höhe des direkten Schadens 
materiell verantwortlich.
Die genannten Umstände bestimmen jeweils die obere 

Grenze der Ersatzpflicht für fahrlässig verursachte Schäden. 
Ist die monatliche Vergütung bzw. das Dreifache der monat­
lichen Vergütung höher als der direkte Schaden, dann rich­
tet sich der Umfang der Ersatzpflicht nach dem direkten 
Schaden.

Schaden i. S. des § 39 Abs. 1 LPG-G ist u. E. die Differenz 
zwischen dem Bestand des genossenschaftlichen Vermögens 
der LPG, der bei pflichtgemäßem Verhalten des Genossen­
schaftsbauern vorhanden gewesen wäre, und dem nach dem 
pflichtverletzenden Handeln vorhandenen Vermögensbestand. 
Er umfaßt folglich alle Minderungen des genossenschaftli­
chen Eigentums bzw. Vermögens und die der LPG entgange­
nen Einkünfte. Deshalb gehören zum Schaden auch Vermö­
gensnachteile in Form von Produktionsausfällen.

Nach § 39 Abs. 1 (2. Alternative) LPG-G ist eine Verpflich­
tung zum Schadenersatz auch dann gegeben, wenn durch 
eine „grobe Vernachlässigung der genossenschaftlichen Pflich­
ten“ schuldhaft solche Produktionsausfälle herbeigeführt wur­
den, die ein „erhebliches Ausmaß“ auf weisen. Die Frage, 
wie sich diese Form der Schädigung der Genossenschaft von 
der anderen Art — der schuldhaften Verletzung des genos­
senschaftlichen Eigentums nach der ersten Alternative des 
§ 39 Abs. 1 LPG-G — unterscheidet, bedarf u. E. noch der wis­
senschaftlichen Erörterung und Klarstellung.

Unter direktem Schaden i. S. des § 39 Abs. 2 LPG-G ist 
der der LPG durch die schädigende Handlung des Genossen­
schaftsbauern unmittelbar entstandene Schaden zu verste­
hen; er schließt folglich indirekten Schaden aus.6 In diesem 
Zusammenhang erhebt sich die Frage, inwieweit fahrlässig 
herbeigeführte Produktionsausfälle i. S. des § 39 Abs. 1 (2. Al­
ternative) LPG-G zum direkten Schaden gehören. Unseres 
Erachtens ist — ausgehend vom Begriff des direkten Scha­
dens — zwischen Produktionsausfällen, die unmittelbar durch 
eine grobe Vernachlässigung der genossenschaftlichen Pflich­
ten entstehen, und solchen zu unterscheiden, die mittelbar 
entstehen. Treten z. B. durch eine unzureichende Versorgung 
von Tieren mit Futter Leistungsminderungen bei diesen auf 
(z. B. ein spürbarer Rückgang der sonst erreichten Milch­
menge), so ist die Differenz zwischen dem bisherigen und 
dem tatsächlich erreichten Ertrag (Milchausfall) der direkte 
Schaden. Verenden dagegen durch eine unsachgemäße Füt­
terung Tiere, dann ist deren Wert der direkte Schaden (Aus­
fall von Produktionsmitteln) und der dadurch entstehende 
Produktionsausfall (z. B. Minderertrag bei Milch) der indi­
rekte Schaden (in diesem Fall in Gestalt des indirekten Pro­
duktionsausfalls).6 In diesem Zusammenhang ist darauf hin­
zuweisen, daß die Begrenzung auf den direkten Schaden 
wegfällt, wenn der Produktionsausfall vorsätzlich herbeige­
führt wurde (vgl. § 39 Abs. 2 Satz 2 LPG-G).

Bei der praktischen Handhabung der materiellen Verant­
wortlichkeit der Genossenschaftsbauern ist exakt zwischen 
direktem und indirektem Schaden (einschließlich direktem 
und indirektem Produktionsausfall) zu unterscheiden.

Die in § 39 Abs. 3 Satz 2 LPG-G enthaltene Regelung 
(Schadenersatz bis zur Höhe des Dreifachen einer monatli­
chen Vergütung bei Verlust besonders übergebener Gegen­
stände, Zahlungsmittel oder Sachwerte) ist neu. Vorausset­
zung für die Geltendmachung dieser Form des Schadener­
satzes ist u. a., daß die betreffenden Gegenstände dem Genos­
senschaftsbauern zur alleinigen Benutzung gegen schriftliche 
Bestätigung übergeben wurden bzw. daß ihm Zahlungsmittel 
und Sachwerte besonders in Gewahrsam übertragen wurden. 
Die LPG kann in solchen Fällen auch nur dann entsprechende 
Schadenersatzforderungen geltend machen, wenn sie ihrer­
seits alle Bedingungen zur Wahrnehmung ihrer Pflichten 
zum Schutz dieser Vermögenswerte geschaffen hat. Inhaltlich

entspricht diese Regelung den Bestimmungen des § 262 Abs. 1 
AGB. Zwar kennt das LPG-G den Begriff „erweiterte ma­
terielle Verantwortlichkeit“ nicht, es bestehen u. E. aber 
keine Bedenken, ihn auch im LPG-Recht zu verwenden. Der 
weiteren Diskussion bedarf jedoch, inwieweit die Vorschrif­
ten des § 262 Abs. 2 und 3 AGB (Pflichten des Betriebes 
zur Erfüllung der Voraussetzungen der erweiterten mate­
riellen Verantwortlichkeit) entsprechende Anwendung finden 
können.

In § 39 Abs. 3 Satz 3 LPG-G ist festgelegt, wie die monat­
liche Vergütung zu errechnen ist. Zugrunde zu legen ist ein 
Zwölftel der Vergütung der dem Schadenseintritt voraus­
gegangenen 12 Monate einschließlich des geplanten Wertes 
der anteiligen Jahresendzahlung. Diese Art der Bestimmung 
der Höhe der Monatsvergütung trägt der Spezifik der genos­
senschaftlichen Vergütung, insbesondere dem Prinzip der 
Vorschuß- und Jahresendzahlung, Rechnung und gewährlei­
stet eine einheitliche Verfahrensweise in allen LPGs.

Für Schäden, die Genossenschaftsbauern in Erfüllung von 
Arbeitsaufgaben unter Alkoholeinwirkung fahrlässig zum 
Nachteil ihrer LPG herbeiführen, kann die Genossenschaft 
über die in § 39 Abs. 3 Satz 1 und 2 LPG-G festgesetzten (obe­
ren) Grenzen (monatliche Vergütung bzw. das Dreifache einer 
Monatsvergütung) hinaus Schadenersatz verlangen. Die in 
§ 39 Abs. 2 LPG-G festgelegte Beschränkung der Ersatzpflicht 
auf den Direktschaden ist aber auch in Fällen dieser Art 
strikt zu beachten.

In § 40 Abs. 1 LPG-G wird dem Prinzip der differenzier­
ten Anwendung der materiellen Verantwortlichkeit, das in 
Ansätzen bereits in § 15 Abs. 3 des LPG-Gesetzes von 1959 
enthalten war, stärker Rechnung getragen. Die in diese Vor­
schrift aufgenommenen objektiven und subjektiven Um­
stände (Differenzierungskriterien) entsprechen weitgehend 
denen, die bei der Anwendung der arbeitsrechtlichen mate­
riellen Verantwortlichkeit der Werktätigen zu berücksichti­
gen sind (vgl. § 253 AGB). Bei der Entscheidung über die 
Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit eines 
LPG-Mitglieds sind diese Umstände in ihrer Gesamtheit zu 
beachten und entsprechend ihrer Bedeutung sorgfältig gegen­
einander abzuwägen. Besondere Bedeutung kommt in diesem 
Zusammenhang der Prüfung des Gesamtverhaltens des Schä­
digers vor und nach Begehung der schadensverursachenden 
Handlung zu, so die Würdigung seiner Bemühungen zur 
Überwindung der Schadensfolgen, seiner bisherigen Arbeits­
leistungen und seiner Einstellung zu den mit der Mitglied­
schaft verbundenen Pflichten.

Auch im LPG-Recht bedeutet „Differenzierung“ nicht, daß 
die Schadenersatzsumme immer unterhalb der gesetzlich zu­
lässigen Höchstgrenze festzulegen ist. In denjenigen Fällen, 
in denen es die Gesamtheit aller Umstände erfordert, ist der 
jeweilige Spielraum für die Höhe der Ersatzpflicht voll aus­
zuschöpfen.

Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit

In Übereinstimmung mit Ziff. 45 MSt fordert auch § 40 Abs. 2 
Satz 1 und 2 LPG-G bei Schäden am sozialistischen Eigentum 
vom Vorstand solche Maßnahmen, wie die Aufdeckung und 
Beseitigung der Schadensursachen und der sie begünstigen­
den Bedingungen, die Vermeidung weiterer Schäden und die 
Auseinandersetzung mit dem Schädiger. Diese Maßnahmen 
sind zu veranlassen, wenn bei einem Schadensereignis in der 
LPG oder zu Lasten der LPG die Voraussetzungen für die 
materielle Verantwortlichkeit eines oder mehrerer Genossen­
schaftsbauern als gegeben angenommen werden können. Die 
Überprüfung durch den Vorstand kann auch damit enden, 
daß der als Schädiger angesehene Genossenschaftsbauer 
nicht materiell verantwortlich ist, weil sein Handeln die 
Tatbestandsmerkmale des § 39 LPG-G nicht erfüllt (z. B. feh­
lender Kausalzusammenhang zwischen Pflichtverletzung und 
Schaden oder Schuldlosigkeit des Genossenschaftsbauern).

Eine wichtige Neuerung im LPG-Gesetz besteht darin, daß 
nunmehr nicht mehr die Vollversammlung, sondern der Vor­
stand darüber beschließt, ob und in welcher Höhe vom ma­
teriell verantwortlichen Genossenschaftsbauern Schadener­
satz verlangt wird. Diese Entscheidung ist eVst dann zu tref-


